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A 43-PVAB/21 

Bescheid 

Die Personalvertretungsaufsichtsbehörde (PVAB) hat durch ihre Mitglieder Dr. Josef GERM 

als Vorsitzender sowie Dr.in Anita PLEYER als Vertreterin des Dienstgebers und 

Mag. Walter HIRSCH als Vertreter der Dienstnehmer:innen über den Antrag des A, 

Behindertenvertrauensperson (BVP), die Rechtmäßigkeit des Vorgehens bzw. der Aussage 

des Vorsitzenden, die dem Dienststellenausschuss (DA) zurechenbar war, bei der 

geschäftsführenden Sitzung des DA am 15. November 2021, nämlich: „Der 

Behindertensprecher ist nur anwesende Person und sonst nichts“ auf seine 

Gesetzmäßigkeit zu prüfen, entschieden: 

Dem Antrag wird stattgegeben und festgestellt, dass das Recht der BVP nicht bloß 

auf die Teilnahme an den DA-Sitzungen beschränkt ist; die BVP ist vielmehr 

berechtigt und verpflichtet, mit beratender Stimme an den Sitzungen teilzunehmen. 

Die Behandlung der im Verfahren erhobenen gegenseitigen Vorwürfe und 

Beschuldigungen fällt nicht in die Prüfungszuständigkeit der PVAB und ist daher 

zurückzuweisen. 

Begründung 

Mit Schreiben der BVP vom 17.11.2021 brachte der Antragsteller (ASt) im Wesentlichen 

vor:  

„Betreff: Nichtbeachtung der Rechte der Behindertenvertrauensperson mit Ausgrenzung. 

Die Behindertenvertrauensperson für die Bediensteten des Exekutivdienstes der 

Justizanstalt *** sieht in den Handlungen des Vorsitzenden des Dienststellenausschusses 

für den Exekutivdienst der Justizanstalt (Bezirksinspektor B) die Rechte der 

Behindertenvertrauensperson mit weitreichenden Folgen verletzt. 
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Zum Sachverhalt:  

Bei der geschäftsführenden Sitzung des Dienststellenausschusses bei der Justizanstalt *** 

für den Exekutivdienst am 15. November 2021 wurde mir, auf eine Frage von mir zum 

5. Tagesordnungspunkt, das Wort mit der Aussage des Vorsitzenden B „Der 

Behindertensprecher ist nur anwesende Person und sonst nichts“ entzogen und die Frage 

nicht beantwortet. 

Diese Aussage habe ich wortgetreu zu Protokoll nehmen lassen. 

Gerne hätte ich mich auch zu den anderen Tagesordnungspunkten eingebracht, was mir 

jedoch durch die bereits vorher beschriebene Feststellung des Vorsitzenden so nicht 

möglich war. Alle Tagesordnungspunkte hätten Belange von Behinderten betroffen bzw. 

hätten Belange von Behinderten betreffen können.“ 

Die PVAB gab mit Schreiben vom 29.11.2021 dem DA Gelegenheit zur Stellungnahme. 

Über Antrag des DA vom 9.12.2021 wurde die Frist zur Stellungnahme bis 27.12.2021 

verlängert. 

Mit Datum vom 17.12.2021 legte der DA seine Stellungnahme und das Protokoll der Sitzung 

vom 15.11.2021 vor. Er brachte im Wesentlichen vor, die Eingabe des ASt sei nicht 

nachvollziehbar. Unter TOP 5 sei der Postein- und -ausgang und der elektronische 

Funktionspostkasten behandelt worden. Es sei aber kein Beschluss gefasst worden. Der 

Vorsitzende des DA habe lediglich auf die Frage der BVP bemerkt, dass „die BVP eine 

anwesende Person sei, die für die Belange der begünstigt behinderten Dienstnehmer 

zuständig“ sei. Der ASt habe bereits früher durch themenfremde Fragen wiederholt den 

Fortgang von Sitzungen verzögert. Der Vorsitzende des DA habe die Verpflichtung, der BVP 

bei der Wahrnehmung von besonderen Belange der begünstigten Behinderten beizustehen 

und erforderliche Auskünfte zu erteilen.  

Mit Datum vom 23.12.2021 brachte der ASt in „Ergänzung zu A 43-PVAB/21“ im 

Wesentlichen vor, das „Protokoll der Sitzung vom 15.11.2021 wird von mir ‚beeinsprucht‘“. 

Das Protokoll entspreche nicht der Wahrheit. Die Ausführungen zu TOP 5 müssten lauten: 

„Auf die Frage der BVP bezüglich eines Datums in Verbindung mit Covidmaßnahmen 

antwortete der Vorsitzende: der Behindertensprecher ist nur anwesende Person und sonst 

nichts.“ Die zur Erläuterung abgegebene und unter Pkt. 5 protokollierte Stellungnahme sei 

erst später abgegeben worden. Die bei der Sitzung am 15.11.2021 anwesenden 

Ersatzmitglieder hätten die Richtigkeit der von der BVP geltend gemachten Protokollmängel 

bestätigt.  

Dazu wurde den Verfahrensparteien neuerlich Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. 

Der ASt brachte mit Schreiben vom 25.1.2022 im Wesentlichen vor, er habe mit seiner Frage 

zu TOP 5 zum Inkrafttreten der COVID-Regeln für den von ihm vertretenen Personenkreis 

Informationen zB über die Maskenpflicht etc erhalten wollen. Das war aber auf Grund der 
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Ansage des Vorsitzenden: „Der Behindertensprecher ist nur anwesende Person und sonst 

nichts“ nicht möglich. Nach Wiedergabe der Rechtslage (§ 22a Abs. 7 und 8 iVm § 22b 

BehEinstG) wehrte sich der ASt gegen den Vorwurf, er hätte die Arbeit des DA durch seine 

Fragen ungebührlich in die Länge gezogen. Zu den einzelnen nach TOP 5 behandelten 

Punkten weist er auf das (hypothetische) Interesse seiner Klientel hin.  

Der DA wies in seiner Stellungnahme vom 8.2.2022 auf seine Ausführungen mit Datum vom 

17.1.2021 hin. Eine Änderung des Protokolls vom 15.11.2021 sei nicht angezeigt gewesen, 

weil der Protokollentwurf nicht fehlerhaft gewesen und mehrheitlich bestätigt worden sei. 

Auf die Mails der Ersatzmandatare sei der Vorsitzende in der DA Sitzung vom 16.12.2021 

unter TOP 4 eingegangen. Abschließend wird die Frage der Berechtigung zur Weiterleitung 

der Protokollentwürfe an die Ersatzmitglieder problematisiert. 

Rechtliche Beurteilung 

Nach seinem gesamten Vorbringen sieht sich die antragstellende BVP im Wesentlichen 

durch die protokollierte Aussage des Vorsitzenden des DA: „Die BVP ist eine anwesende 

Person, die für die Belange begünstigt behinderter Dienstnehmer zuständig ist“ in seinen 

Rechten verletzt. Die an sich nicht von vornherein als unzutreffend zu erkennende 

Auffassung darf aber in Verbindung mit dem Verfahrensablauf im vorliegendem Fall nicht 

dahin verstanden werden, dass die BVP nur an den Sitzungen als „stummer Gast“ 

teilnehmen dürfe. Das wäre wohl zu eng gesehen. Im Rahmen ihrer Zuständigkeit müssen – 

mit Ausnahme des Stimmrechtes – den BVP grundsätzlich dieselben Rechte im Ausschuss 

zukommen, wie den Mitgliedern des DA. 

Mit 1.1.2014 ist die PVAB an die Stelle der PVAK getreten. Damit sind deren 

Zuständigkeiten auf die PVAB übergegangen. Da die Aufgabenstellung der PVAB inhaltlich 

der der alten PVAK gleich ist, können die bisherigen Entscheidungen der PVAK weiterhin 

zur Auslegung auch bei den Verfahren der PVAB herangezogen werden. 

Gemäß § 22b in Verbindung mit § 22a Abs. 8 lit. d BehEinstG, zuletzt geändert mit BGBl. I 

Nr. 111/2010, ist die Behindertenvertrauensperson insbesondere berufen, an allen 

Sitzungen des Betriebsrates (hier: DA) mit beratender Stimme teilzunehmen. Bereits diese 

Formulierung zeigt, dass 1. die Rechte der BVP nur demonstrativ durch die an Hand der 

Beispiele erschließbare Intensität der genannten Mitwirkungsbefugnisse abgesteckt sind 

und 2. im Einvernehmen nach Beratung (d.h. nach mündlicher Auseinandersetzung über 

allenfalls verschiedene Standpunkte) Beschluss zu fassen ist. Da die BVP abzuwägen hat, 

wie und wann Interessen begünstigter behinderter Bediensteten zu wahren sind, hat sie 

auch zu beurteilen, welche Auskunft sie für erforderlich hält. (Vergleiche in diesem Sinne 

PVAK, 17.5.1983, A 8/83, 13.5.1987, A 18/87, sowie die Ausführungen bei Schragel, 

Handkommentar zum PVG, Manz, Rz 60 bis 62 zu § 22). 
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Da der DA hinsichtlich der Befugnisse der BVP von einer zu engen Rechtsauffassung 

ausgegangen ist, war dem Antrag stattzugeben. 

Die Behandlung der im Zuge des Verfahrens erhobenen gegenseitigen Vorwürfe und 

Beschuldigungen wird mangels Zuständigkeit der PVAB zurückgewiesen. Im Übrigen wird 

auf die unter A 1-PVAB/22-9 am 14. Februar 2022 getroffene Entscheidung über die 

behauptete rechtswidrige Genehmigung des Protokolls der DA Sitzung vom 15.11.2021 

hingewiesen.  

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann binnen vier Wochen ab Zustellung Beschwerde wegen 

Rechtswidrigkeit an das Bundesverwaltungsgericht erhoben werden, sofern sich die Partei 

dadurch in ihren Rechten verletzt erachtet. Die Beschwerde ist schriftlich, beispielsweise 

auf dem Postweg, per Telefax oder per E-Mail, bei der PVAB einzubringen. Sie hat den 

Bescheid, gegen den sie sich richtet, und die Behörde, die den Bescheid erlassen hat, zu 

bezeichnen. Darüber hinaus hat die Beschwerde zu enthalten: 

1. die Gründe, auf die sich die behauptete Rechtswidrigkeit und die behauptete 

Verletzung der Rechte der Partei stützen,  

2. das Begehren, den Bescheid aufzuheben oder abzuändern, 

3. die Angaben, die erforderlich sind, um zu beurteilen, ob die Beschwerde rechtzeitig 

eingebracht wurde. 

 
Wien, am 22. Februar 2022 

Stellvertretender Vorsitzender: Dr. Josef GERM 
Senatspräsident des VwGH i.R. 

 


